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‚Geplant und gebaut wer- 


den: Straßen, Parkhäuser, 
Bürohäuser, Kaufhäuser, 
Banken und Versicher- 
ungen.Wohnviertel sollen 
zerstört und an ihre 
Stelle sollen Beton- 
klötze treten.So oder 
ähnlich hat man es mit 
dem Friesenviertel,der 
Werderstr. und auch mit 
Nippes vor.Bei all die- 
sen Plänen stehen die 
Lebensinteressen der Be- 
völkerung immer hinter 
der Geldgier von Stadt, 
Versicherungs- und 
Kaufhauskonzernen zu- 
rück.So existieren gro- 
Be Pläne,nach denen in 
Nippes z.B. ein Ein- 
kaufszentrum mit Park- 
haus, Tiefgaragen und 

so weiter geschaffen 
werden soll,Für die über 
5000 Kinder ist jedoch 
erst für 1975 ein einzi- 
ger Bauspielplatz gepl- 
ant,Mit seinem Bau ist 
in Wirklichkeit frühes- 
tens 1977 zu rechnen. 
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Viele Nippeser lürger 
erkannten das Problem 
und schlossen sich zu- 
sammen,um ihren Kindern 
schon heute eine sinn- 
volle Spielanlage zu 
schaffen,Kinder, die 
heute vermtinftig spielen 


r,dabß 


tive Erfolg hatten und. 
von der übrigen Bevöl- 


täten der Bürgerinitia- 


kerung positiv aufgenom- 


men wurden,dem Verein 


bei.Inzwischen hatte man 


nämlich einen Verein ge- 
gründet,der die organi- 
satorische , pädagogische 
und technische Weiter- 
führung des Platzes ge- 
währleisten sollte. Dar 
Verein nannte sich WINK 
(Wohin In Nippes Kinder). 


Die Stadtverorineten un- | 


terstützten also nun die 


ganze Angelegenheit, wenn 


aueh nur mit großen Wor- 
ten und Versprechungen 
wie z.B.: 


regelmäßige Müllabfuhr | 


durch das Grünflächen 


wollen,kann man schlecht 
bis 1977 vertrösten.Im 
Juni "besetzten" diese 
Bürger den Leipziger 
Platz,um dort einen Bau- 
spielplatz zu eröffnen. 
Holz wurde angefahren, 
anderes Material und 
Werkzeug wurde besorgt, 
ein provisorischer Zaun 
wurde gezogen und sehr 
schnell begannen die 
Kinder begeistert zu 
spielen und sich die 
phantasievoilsten Hütten 
zu bauen.Bis zu 200 Kin- 
der waren täglich auf 
dem Platz und wurden 


dort pädagogisch betreut. 
Die Stadtverordneten der 


SPD, Pfleghar und 
Herterich,hatten dem 
Treiben zunächst skep- 
tisch zugesehen, traten 
jedoch,nachdem zu erke- 


amt, 
Toilsttenwagen, 
ein stabiler Zaun und | 
eventuell finanzielie 
Unterstützung. 


Jugendliche 


Die anfänglichen Erfolge 


des Bauspielplatzes wur« | 


den nach etwa drei Mona- 
ten durch größere Schwie- 
rigkeiten mit den Jugend- 
lichen aus der Umgegend 
und in der Folge davon 
auch mit den Anwohnern 
abgelöst.Da die Stadt bis 
heute in Nippes (wie in 
den meisten anderen Sta- 
dtteilen auch) kein 


brauchbares Jugendzehtrum 


geschaffen hat,wurde der 


Leipziger Platz,der immer‘ 


schon ein Treffpunkt der 
Jugendlichen gewesen war, 
immer mehr zu einem Anu- 


ziehungspunkt fiir Gruppen 
die den Bauspielplatz als 
Aggressionszentrum be- 
nutzten und dort die 
Hütten der Kinder und 
eine große Baubude zer- 
störten. 


Hinhaltetaktik 
der Stadt 
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Der damit verbundene 
nächtliche Lärm und der 
Anblick des Trümmerhau- 
fens,den die Jugendli- 
chen zurückließen,erreg- 
das Mißfallen einiger 
unmittelbarer Anwohner 
‚des Leipziger Platzes. 
'Sehr bezeichnend war 
wieder einmal das Ver- 
halten der Stadt in die- 
ser Situation.Sie beob- 
achtete offenbar mit 
Freude die Schwierigkei- 
ten des WINK und wandte 
die bewährte Hinhalte- 
taktik an.Sie sagte 
großzügig Hilfe zu,hielt 
ihre Zusagen dann aber 
nicht ein und verhindert 
e so eine schnelle Be- 
seitigung der Mißstände. 
So wurde z.B, der ver- 
sprochene Wagen zum Ab- 
transport von überflüs- 
sigem und unbrauchbarem 
Holz kurzfristig abge- 
sagt.An einem Donners- 
tag wurde für den fol- 
‚genden Montag der Bau 
eines stabilen Zauns 
durch das Grünflächenamt 
zugesagt.Als der Montag 
da war,wurde die Zusage 
kurzerhand für null und 
nichtig erklärt.Dadurch 
verschleppten sich die 
geplanten Aufräumungs- 
arbeiten unnötig lange 
und der Unmut der An- 
wohner verstärkte sich 
yeiter.Schließlich kam 
es zur Bildung einer 
Initiative gegen den 
Bauspieiplatz. 

Um die gegensätzlichen 
Standpunkte zu klären, 
rief der WINK zu einer 
gemeinsamen Versammlung 
auf,bei der die Anwohner 
ihre Beschwerden vor- 
brachten.Es stellte sich 


heraus,daß neben dem 
"Müll"-Problem vor allem 
das Verhalten der Ju- 
gendlichen Anlaß des Är- 
gers waren.Das Jugend- 
lichenproblem besteht 
aber schon seit langem 
und ist nicht erst im 
Zusammenhang mit dem 
Bauspielplatz aufgetre- 
ten, 


Sundenbock 
der Stadt: 
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Es ist auf ein fehlendes 
Jugendzentrum zurückzu- 
führen, für das die Stadt 
schon längst hätte Sorge 
tragen müssen.Anstatt de-= 
ssen machte die Stadt nun 
den WINK zum Sündenbock 
ihrer eigenen Fehler, 
Gleichzeitig spielte sie 
die Gegeninitiative in 
der "unabhängigen" Kölner 
Fresse künstlich hoch, um 
diese als Vorwand zur Be- 
seitigung des Bauspiel- 
platzes vorschieben zu 
können.Und damit dieses 
Spiel auch gelingt,wird 
zunächst jedem nach dem 
Mund geredet,um nachher 
beide Seiten umso besser 
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wurde gezogen und neues 
Werkzeug wurde beschafft. 
Sofort erwachte wieder 
neues Leben auf dem Spiel 
platz,die Kinder griffen 
zum Werkzeug und bauten 
sich neue Hütten.Durch 
diese Aktion waren die 
Beschwerden der Anwohner 
gegenstandslos geworden, 
Der Platz war in einem 
vernünftigen Zustand und 
auch die Jugendlichen 
hielten sich zurück. 

Die Stadt kiimmerte das 
alles sehr wenig.Am 30.11. 
berann sie mit dem Abriß 
des Bauspielplatzes. 
Vertretern von WINK und 

von der Gegeninitiative sas- 
sen sich noch ein zweites 
Mal zu einer Diskussion ge- 
genüber. Das Treffen war 

von den Kölner Bürgerinitia- 
tiven organisiert worden 

um ein weiteres Gegeneinan- 
derarbeiten der Gruppen zu 
verhindern, das die Stadt 
für ihre Zwecke ja schon, 
weidlich propagandistisch 
ausgenutzt hatte. Die Grup- 
pen wurden sich einig das 
größte Problem, nämlich die 
Situation der Jugendlichen, 
von nun an gemeinsam anzu- 
gehen. 


gegeneinander aufhetzen mennnsuuniiuiEnEEEEEE> 


zu können.So stand die 
Stadt zum Beispiel mit 
dem WINK in Verhandlung- 
en iiber einen Pachtver- 
trag für den Leipziger 
Platz,während sie gleich- 
zeitig der Gegenseite 
feste Zusagen iiber den 
Abriß des Bauspielplatzes 
machte.Auf diese Art und 
Weise hoffte die Stadt 
den Leipziger Platz für 
ihre Pläne freizubekommen 
nämlich den Bau einer 
Tiefgarage.Diese Pläne 
unterstützt jedoch kein 
Nippeser Bürger,weder im 
WINK noch in der Gegenin- 
itiative, 

Als nun alle erkannt hat- 
ten,daß auf die Verspre- 
chungen der Stadt kein 
Verlaß war,griff der WINK 
endlich wieder zur Selbst 
hilfe.Im Rahmen einer 
Großaktion wurde der 
Platz gründlich aufge- 
räunt,ein fester Zaun 


azit 

Immer 
mehr Bürger erkennen, 
wie wichtig es ist, den 
Kindern PLätze zu schaf- 
fen, auf denen sie wirk- 
lich spielen können und 
nicht immer nur dieselbe 
stumpfsinnige Kletter- 
stange rauf und runter 
turnen müssen.Unsere 
Kinder sollen keine pas- 
siven Einfaltspinsel 
werden,die nicht zu mehr 
imstande sind als in die 
Bildröhre zu glotzen und 
später alle paar Jahre 
ihr Wahlkreuzchen zu mä- 
len.Nun lassen sich na- 
türlich Trottel viel 
besser regieren und ge- 
nau deshalb fehlt es bei 
uns vorne und hinten an 
anständigen Spielmög- 
lichkeiten. Im nächsten 
Frihjahr stehen Kommu- 
nalwahlen an .Ein will- 
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 kommener Anlaß für jeden 


Abgeordneten,seine Be- 
reitschaft für "Experi- 
mente" ,Offenheit für 
"alles Neue" und ein 
offenes Ohr für die 
Anliegen der Bürger zu 
demonstrieren, Ergeben 
sich dann Konflikte, so 
gibt man kurzerhand bei- 
den Seiten Recht, drückt 
sich um eindeutige Stel- 
lungnahmen herum und 
gibt möglichst eroßzügi- 
ge Versprechungen zum 
Besten,um nur ja keine 
möglichen Wähler zu ver- 
graulen, 


Im Stillen arbeitet man 
derweil für die "höheren" 


politischen Interessen 
und spielt die Bürger 
gegeneinander aus. Seit 
man gemerkt hat,daß man 
den Bürgerinitiativen 
nicht beikommt,wenn man 
sie als linksradikal un- 
terwandert oder ähnlich 
verleumdet hat man sich 
eine neue Taktik ausge- 


dacht.Man behauptet nun, 
die Eigeninitiativen der 
Bürger verfolgten nur 
die engstirnigen, egoist- 
ischen Interessen eini- 
ger weniger auf Kosten 
der Gesamtheit.Die Herr- 
schaften haben da wohl 
mehr ihre eigene Rolle 
im Hinterkopf gehabt. 


Selbsthilfe 


Der Stadt und den Par- 
teien ist jegliche Eigen 
initiative der Bürger 
unheimlich, da sie die 
Unfähigkeit dieser In- 
stitutionen deutlich 
macht.Eine Wahrne 

der Interessen der Bür- 
ger ist jedenfalls von 
der Stadt sowenig zu em 
warten wie von den Par- 
teien.Diese vertreten 
nämlich nur ihre eigenen 
Interessen und das sind 
die des Kapitals. ® 


MITBESTIMMUNG 
STWEHT: 


Viel 


Eine der meistdiskutier- 
ten gesellschaftspoliti- 
schen Fragen der letzten 
Zeit ist die Frage der 

MITBESTIMMUNG.Die Erwei- 


"Wollen Sie lieber den 
roten Schraubenzieher 
oder den gelben ? Sie 
sollen jetzt nämlich 
mitbestimmen." 


terung der Mitbestimmung 
ist die zentrale Forder- 
ung des DGB an die Bun- 
desregierung. Im Montan- 
bereich,d-h,im Bergbau 
und der Stahlindustrie 
besteht die Mitbestim- 
mung seit 1951.Das Mon- 
tanmodell sieht vor,daß 
die Aufsichtsräte der 
großen Kapitalgesell- 


bzw. abgesetzt werden. 
Insgesamt sollen durch 
die Mitbestimmung inner- 
betriebliche Entschei- 
dungsprozesse demokra- 
tisiert werden, 


PARTEIEN 


Soweit zum Montanmodell, 
das der DGB auf alle 


schaften zur einen Hälfte © nonbetriebe ausdehnen 


von Arbeitgeber- zur an- 
deren Hälfte von Arbeit- 
nehmervertretern gebil- 
det werden.Dazu kommen 
sogenannte "neutrale 
Mitglieder" die keiner 
der beiden Seiten ange- 
hören und "übergreifen- 
de öffentliche Interes- 
sen" wahrnehmen sollen, 
Daneben gibt es im Vor- 
stand den Arbeitsdirek- 
tor,der für Personal- 
und Sozialfragen zustän- 
dig ist.Er kann nicht 
gegen den willen der Ar- 
beitnehmervertreter ein- 


möchte Die Parteien ha- 
ben da zum größten Teil 
andere Vorstellungen.So 
will die FDP für die so- 
genannten "leitenden An- 
gestellten",also eine 


verschwindend kleine 
Zahl von Managern,wei- 
tere Aufsichtsratsitze 
schaffen. In der CDU wur- 
de auf dem letzten Far- 
teitag wild um Richtige 
und falsche Paritäten 
gerangelt.Schließlich 
wurde der Katzer-Flügel, 
der das DGE-Modell ver- 


trat,abserviert.Aber 
keine Sorge,spätestens 
zum nächsten Wahlkampf 
baut man diesen Flügel 
wieder auf,wenn auch nur 
kurz. Interessant geht e# 
auch in der SPD zu,Das 
Parteivolk,also haupt- 
sächlich Arbeiter und 
Angestellte,hat von der 
Parteispitze mehrfach 
die Durchsetzung des DGB 
Modells verlangt.Die 
Parteiführung,die stets 
bemüht ist,eine den Ka- 
pitalisten wohlgefällige 
Politik zu betreiben, 
drückt sich um eindeuti- 
ge Aussagen herum und 
mauschelt mit der FDP 
hinter den Kulissen fau- 
le Kompromisse aus. 
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Was erwartet der DGB ei- 
gentlich von der Einfüh- 
rung der Mitbestimmung 
in allen Großbetrieben? 
In einer DGB-Broschüre 
zu diesem Thema heißt 
es;"Entscheidend ist 
nach Auffassung der Ge- 
werkschaften allerdings 
die Anerkennung der 
Gleichberechtigung der 
Interessen der Kapital- 
geber und Arbeitnehmer." 
Wie sehen diese Inter- 
essen,die der DGB als 
gleichrangig anerkannt 
sehen möchte,in der Pra- 
xis aus?Die Kapitaleig- 
ner stecken ihr Kapital 
in ein Unternehmen, um 
möglichst schnell mög- 
lichst hohe Gewinne zu 
erzielen.Dazu ist es 
unter anderem erforder- 
lich,die Kosten des Un- 
ternehmens möglichst ge- 
ring zu halten. 

Der Kapitalist hat also 
ein unmittelbares In- 
teresse an möglichst 
niedrigen Löhnen und an 
rationeller Produktions 
weise,d.h. aus jedem 
Arbeiter möglichst viel 
Arbeitsleistung heraus- 
zuholen.Das bedeutet: 
hohe Bandgeschwindig- 
keiten bei der Fließ- 
bandarbeit,bohe Akkorde 
personelle Unterbeset- 


zung sämtlicher Abtei- 
lungen usw. ‚insgesamt 
also Leistungsdruck und 
Arbeitshetze.Allerdings 
lassen sich die Arbeit- 
er längst nicht mehr 
alles gefallen und weh- 
ren sich,wenn es ihnen 
zu bunt wird,wie die 
spontanen Streiks der 
letzten Zeit bewiesen 
haben. 

Sieht der Kapitalist 
sein Ziel,nämlich den 
Profit,aus irgendwel-" 
chen Gründen gefährdet, 
so zieht er sein Geld 
aus dem Unternehmen und 
legt es woanders an,z.B 
dort,wo faschistische 
Biktaturen ein niedri- 
ges Lohnniveau garan- 
tieren:Brasilien,Grie- 
ehenland,Portugal, 
Spanien usw, .Das bedeu- 
tet,daß Werke stillge- 
legt und massenhaft 
Arbeiter und Angestellt« 
entlassen werden. Genau 
das geschieht zur Zeit 
in der Textilindustrie. 


sARBEI TNEHMER 


Das waren einige der 
"Interessen" der Kapi- 
taleigner.Wie sieht es 
nun mit der Gegenseite, 
also den Interessen der 
Arbeiter und Angestell- 
ten aus? Diese Gruppe 
ist in erster Linie an 
einer gesicherten Exis- 
tenz,an sicheren Ar- 
beitsplätzen und an ei- 
ner menschlichen Ar- 
beitswelt,die die Arbeit 
nicht zu einer rnfe 
werden läßt,interessiert 
Durch ihre Arbeit schaf- 
fen die Arbeiter und An- 
gestellten den Reichtum 
der Gesellschaft und es 
ist nur gerechi,daß sie 
in den Genuß dieses 
Reichtums kommen wollen. 
Auf ein besseres Leben 
nach dem Tode zu warten, 


ist den mei-+o> doch zu 
unsicher.Da: der 
meisten Mensch ı „ann 


also nur in einer sozi- 
alen Ordnung b.«stehen, 

die der Gesell haft und 
dem Einzelnen lstand, 


Sicherheit und die Mög- 
lichkeit einer freien 
Entfaltung gewährleistet 
und zwar nicht nur einer 
kleinen Minderheit son- 
dern allen in gleicher 
Weise. 


MITBESTIMMUNG 
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Läßt sich nun ein Gleich- 
gewicht dieser verschie» 
denen Interessen her= 
stellen,wie es offenbar 
dem DGB vorschwebt? Die 
eine Seite muß,um ihre 
Ziele durchzusetzen,die 
Arbeiter zu Nummern in 
ihrer Kalkulation ermie- 
drigen,sie je nach Markt- 
lage einstellen oder ent- 
lassen,ihre Löhne drücken 
die Preise hochtreiben, 
künstliche Krisen produ- 
zieren,ganze Werke stil- 
legen usw..Die andere 
Seite mıß,um ihre Ziele 
zu verwirklichen, sich 
von eben dieser Herr- 
schaft des Geldes befrei- 
en,die Gesellschaft auf 
eine neue Grundlage stsl- 
len und die zwischenmen- 
schlichen Beziehungen, 
also auch die Arbeits- 
welt,nach den Prinzipien 
der Freiheit,der Gleich- 
heit und der gegenseiti- 
gen Hilfe organisieren. 
Das aber setzt die Be= 
freiung von jeder Form 
der Fremdherrschaft vor- 
aus.Kein noch so ausge- 
klügelter Kompromiß ist 
imstande,diese gegen- 
sätzlichen Positionen 

zu versöhnen.Die Kapita- 
listen brauchen die Ar- 
beiter,sind also zu Kom« 
promissen bereit,ja so- 
gar gezwungen.Wir brau- 
chen die Kapitalisten 
nicht, jeder Kompromiß 
bedeutet die Preisgabe 
unserer Freiheit und 
Menschenwürde. 


Und so haben denn auch 
die über 20 Jahre Er- 
fahrung aus der Montan«- 
industrie hinreichend 5 


bewiesen,daß die Mitbe- die wahren Machtverhält- gezeigt, wie man ganze 
stimmung mit Demokrati- nisse in der Wirtschaft Industrien nach diesem 


sierung nichts zu tun verbreitet.Wir haben vonModell organisiert. Die 
hat,es sei denn man ver- der Mitbestimming nichtsSelbstverwaltung ist die 
steht darunter die Inte- zu erwarten, einzige Organisations- 


‚gration der Arbeitnehmer form,in der wir unsere 
in das bestehende Ausbeu- ————————————— Interessen weder den 
tungssystem.Was hat die Geldsäcken noch den Bü- 


MEpenmLtbnsSininne ge- SELBST rokraten und Funktionären 
bracht ele Funktio- : unterordnen mü 
närsposten für Gewerk- VERWALTUNG Machen wir ale lsoTbat: 
schaftsbonzen,die längst verwaltung zu unserem 
vergessen haben,wie eine Ziel und uns werden Ent- 
Fabrik von innen aussieht. z täuschungen mit Mitbe- 


Stillegungen und Massen- stimmung und ähnlichem 
entlassungen zuerst in Unser Ziel kann nur in Krampf,wiw z.B. Vermö- 
Bergbau,später in der der Selbstverwaltung be- gensbildung erspart blei- 
Stahlindustrie konnten stehen, in der es kein ben, 

durch die Mitbestimmung oben und unten mehr gibt Mitbestimmung ist nicht 
nicht verhindert werden. sondern alle gemeinsam viel,SELBSTVERWALTUNG 
Die spontanen Streiks, über ihre Belange ent- ist das Ziel I! '@ 
sowohl die von 1969 als scheiden und alle Ent- 


auch die des vergangenen scheidungen in wirklich 
Jahres,hatten ihren demokratischer Weise ge- 9 9 9 9 9 9 


Schwerpunkt und ihren troffen werden.Die Arbei- 

Ursprung in der Montan- ter von LIP zeigen uns 

industrie,Ein endgültigerheute,wie ein solcher 

Beweis dafür,daß die In- Betrieb funktioniert,die 

teressen der Arbeitnehm- Arbeiter ven Katalonien 

er in Aufsichtsräten haben vor dem Sieg des 

nicht vertreten werden spanischen Faschismus 

und auch gar nicht ver- = © %) DR) © DR) (X) 


treten werden können, 

Der Soziologe Theo Pirker 
stellt dazu fest:"Die 
Mitbestimmung hat auf die 
allgemeinen betrieblichen 
Tendenzen wie Rekonzen- 
tration,Selbstfinanzie- 
rung der Unternehmen, Aus- 
dehnung der betrieblichen 
Sozialpolitik keinen Ein- 
fluß gehabt,so daß sich 
die großen Unternehmen 
mit oder ohne Mitbestim- 
mung,d.h. mit verschie- 
denen Betriebsverfassung- 
en(z.B. Großchemie,Elek- 
troindustrie) in diesen 
allgemeinen Tendenzen 
nicht unterscheiden." 
Weshalb also setzt der 
DGB seinen ganzen Apparat 
für eine solche Totgeburt 
ein? Theo Pirker:"Der 
ideologische Inhalt der 
Mitbestimmung kann als 
typisch bürokratisch- 
funktionaristisch bezei- 
chnet werden." Auf gut 
deutsch :Die Mitbestimm- 
ung dient dem Gewerk- 
schaftsapparat und letzt- 
lich den Unternehmern, 
weil sie in der Arbeiter- 
schaft Illusionen über 
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MITBESTIMMUNG IN DER 


PRAXIS: 


Die Rheinische Braunkohlen- 
werke AG Köln beschäftigt 
sich mit dem Abbau von Braun- 
kohle und deren Weiterver- 
arbeitung zu Briketts. Die 
Aheinbraun gehört somit in 
den Bereich der Montanin- 
dustrie, in der die quali- 
fizierte Mitbestimmung be- 
reits seit längerem ver- 
wirklicht ist. Der Auf- 
sichtsrat besteht aus 21 
Mitgliedern, Rheinbraun ist 


‚eine 100 %ige Tochter des 


RWE, das nahezu vollstän- 
dig in kommunalem Eigen- 
tum ist. 


In diesem Unternehmen ab- 
solvierte ich eins 2 1/2 
jährige kaufmännische Leh- 
rs, in der ich in viele 
Verwaltungs- und Praduk- 
tionsbereiche der Firma Ein- 
blick gewinnen konnte. In 
keiner Abteilung war eine 
unmittelbare positive Aus- 
wirkung der Mitbestimmung 
erkennbar. Die Arbeitsbe- 
dingungen (Monotonie der Tä- 
tigkeiten, Arbeitsfülle, 
Akkordsysteme usw.) sind 
nicht besser als in anderen 
Betrieben. Die Arbeiter und 
Angestellten haben auch 
hier keinerlei Einfluß auf 
ihre Arbeitsbedingungen,. 

Das Sagen im Betrieb hat 
weiter der Unternehmer bzw. 
seine Statthalter, dis Vor- 
stanismitglieder. Sie sind 
dis Halbgötter innerhalb 
des Unternehmens. Ihre An- 
ordnungen sind zu befolgen, 
und die Meister und Abtei- 
lungsleiter achten geflis- 
sentlich darauf, daB die Be- 


‚fehle auch befolgt werden. 


Die Manager der Rheinbraun 
haben genauso ihre 
Kantinen mit besond 
sen. wad, auch‘ eigeneFahrstüh- 


le wie Unternehmen ohne Mit- 
bestimmung. Aber dafür sind 
die "sozialen Leistungen" 
besser. Das Mittagessen ist 
um ca, 10 Pf, billiger als 
in vergleichbaren Betriebs- 
kantinen. Zudem wird mehr 
für Unfallsicherheit am Ar- 
beitsplatz geworben. Da 
soll noch einer sagen, die 
qualifiziert Mitbestimmung 
hätte dan Rheinbraun-"Mitr 
arbeitern" nichts gebracht, 


GEWERKSCHAFTS 
BONZEN 


Einer Gruppe hat sie auf je- 
denfall viel gebracht, den 
Gewerkschaftsbonzen. 10 Ge- 
werkschafter können in den 
Aufsichtsrat gehievt werden. 
Natürlich schustern sich 

die Spitzenfunktionäre die 
Posten zu, zumal sie etliche 
Tausender hinzuverdienen 
können für eine Tätigkeit, 
die 4 mal im Jahr eine Vier- 
tel Stunde beansprucht. So 
sind denn fast alle regio- 
nalen Spitzenfunktionäre 

der Industriegewerkschaft 
Bergbau: und Energie im 
Aufsichtsrat. Da ist zum 
Beispiel Audi Adams, SPD- 
Bundestagsabgeordnster oder 
Herrmann-Josef Brodüffel, 
SPD-Stadtrat von Frechen, 
Betriebsratsvorsitzender der 
Rheinbraun, Mitglied der 
"Großen Tarifkommission" 

der IGBE, vorgesehener 
Bundestagskandidat der SPD 
1976. Dieser Herrmann-Jo- 
sef Broduffel erklärte dann 
auch: "Geht es dem Unter- 
nehmen gut, dann geht es 
auch dem. Arbeitnehmer gut." 


Nach, dieser Devise wird 
k 


Zt 
1 


dann auch im Aufsichtsrat 
zwischen Kapitaleigner und 
"Arbeitnehmervertreter" 
kräftig geklüngelt. Da tut 
keiner dem anderen weh. Sie 
arbeiten alle zum Wohle des 
Unternehmens und demit des 
Unternehmers und auf Kosten 
der Arbeiter und Angestell- 
ten. Die Aufsichtsrats- 
sitzungen werden so schnell 
wie möglich abgehalten, Die 
Vorschläge und Entscheidun- 
gen des Vorstandes, also des 
Arbeitgebers, werden meist 
anstandslos abgesegnet. 


AUFSICHTSRÄTE 


Für alle Gewerkschaftsfunk- 
tionäre und Betriebsräte der 
Aheinbraun gibt es nur das 

eine Ziel, die Krönung ihrer 
Laufbahn: Aufsichtsratsmit- 
glied, Die Interessen der 
Arbeiter, die man vorgibt 

zu vertreten, sind bei der 
Erreichung der Ziele zweit- 
rangig. 


Die besten Aussichten hat 
derjenige, der am besten den 
Arbeitsfrieden beschwören 
kann und jeden zweiten Satz 
die gleichberschtigte Part- 
nerschaft von Unternehmern 
und Arbeitern feiert. 


So wird denn der Betriebs- 
rat auch als Sprungbrett 
für den Aufsichtsratsposten 
angesehen. Hier kann man 
beweisen, ob bei ‚Verhand- 
lungen mit den Arbeitgebern 
das "partnerschaftliche" 
Denken und Handeln vor- 
wiegt, d.h. konkret, Betriebs- 
vereinbarungen abzuschlies- 
sen, die dem Unternehmer 
nicht weh tun. 

Daß die Mitbestimmung nichts 
gebracht hat, haben die Ar- 


ch 


"beiter von Aheinbraun längst 
schon gemerkt. Die Arbeiter 
des Tagesbaus Fortuna doku- 
mentierten dies, indem sie 
bei dem "wilden Streiks" 71 
einige Betriebsratsmitglie- 
der vermöbelten. [ ) 


Im Jahre 1974 machen die Kölner Heinzelmen- 
schen eine Veranstaltungsreihe zum Thema 


SELBSTVERWALTUNG,. 


wird am 18. und 19. 


Auftakt dazu 
Januar um 


20.00 Uhr im Heinzelhaus ein 


Film - Informations- 


und Dis- 


kussionsabend über LIP sein. 


WIR WOLLEN 
ARBEITEN! 


KURZARBEIT BEI FORD 


tin ominüses Pappschild 
machte seinerzeit in Deutsch 
lands Publikationsmitteln 
seine Runde(Fernsehen, Funk, 
Presse). Das war beim Au- 
guststreik 1973 bei Ford- 
Köln, Ein Manager von Ford 
hatte es sich um den Bauch 
gehängt bei der sogenannten 
"Gegendemonstration der Ar- 
beitswilligen" (Manager, 
Meister, Bullen) mit der 
Aufschrift:" Wir wollen ar- 
beiten." Hier wurde ein 
Streik von Arbeitern, die 
um ihr Lebensminimum känpf- 
ten, brutal von der oben- 
genannten Dreieinigkeit zu- 
sammengeknüppelt. Die Pror 
fite sind im Sack und drei 
‚Monate später ist der Ar- 
beiter wieder der Dumme. 


Jetzt machen die Kapita- 
listen den wilden Streik. 
Sie lassen Kurzarbeit ma- 
chen. Sie schmeißen ein- 
fach 7.000 Arbeiter für ei- 
ne Woche auf die Straße. 
Und im Januar soll es so 
weitergehen, Im Durch- 
schnitt 120,- DM weniger 
im Monat für die Arbeiter 
und das bei einem Monats- 
durchschnitt von 1.000,- 
DM. Der Wohlfahrtssatz ei- 
ner 4-köpfigen Familie be- 
trägt 1.350,- DM! Prost 
Neujahr! 1974 fängt "gut" 


an. Im EXpress vom 9.12.73 
sprach der Werbedirektor 
von Ford von weiterer Kurz- 
arbeit und Massanentlas- 
sungen in der Autoindustrie: 
Sie wären ein Stabilitätsr 


faktor zur Wiedergesundung 
der Industrie (für wen?). 
Begründung für die Kurzar- 
beit: Wirtschaftskrise, 
Ülkrise, falsche Modellpo- 
litik. Die Frage: Wo ist 

die Mitschuld der Arbeiter? 
Waren sie zu faul, haben 

sie zu sehr mit ihrem reich- 
haltigen Löhnen um sich ge- 
schmissen, haben sie den 
Nahostkrieg angezettelt oder 
wollten sie die dicken Wagen 
zum Kostenpunkt von 20.000 


DM Für sich fabrizieren? 


GESPIELTEI 


NOTSTAND 


Die Antwort wissen wir alle. 
Wirtschaftskrisen entstehen 
durch die ungeheure Raff- 
sucht nach Profiten der Ka- 
pitalisten. Sie produzieren 
im Übermaß bei niedrigsten 
Kosten und höchstmöglichen 
Profiten und wundern sich 
denn das keine Kaufkraft. ° 
mehr da ist. Selbst jeder 
Sonderschüler weiß heute, 
daß die "Ülkrise" keine Er- 
pressung der Araber ist, 
sondern ein Geschäfttstrick 
der Ölkanzerne, Hier mach- 
en Ölkonzerne und Regierung 
gemeinsame Sache um die 
Völker noch mehr auszunsh- 
men. Hier wird die Bevöl- 
kerung durch einen gespiel- 


ten Notstand auf das erbärm- 
lichste ausgenommen. Die 
Preise sind teilweise um 

das doppelte gestiegen und 
sie werden noch weiter- 
steigen. Trotzdem ist dop- 
pelt so viel Öl als im 
vorigen Jahr da. Die Tanks 
sind randvoll und, die Tanker 
eankern beladen vor Englands 
Küste, 

Tja, und dann die dicken 
Wagen. Man vertraute immer 
noch auf die Kreditwürdig- 
keit der vertrauensseligen 
‚Arbeiter. Das sie ihr Konto 
schon lange überzogen hatten, 
interessiert die Bonzen 
nicht. Ihr Fell soll wie so 
oft mal wieder herhalten. 


ZIEL: 


SELBST 
VERWALTUNG 


Die Bonzen wissen man wie- 
der nicht wie es weiterge- 
hen soll. 

Wir aber wissen es! 

1. Stufe; Radikale Be- 
schneidung ihrer Profite 
durch kräftige Lohnerhöh- 
ungen. Wenn Kurzerbeit, 
dann bei vollem Lohnausgleic 
gleich, und wenn sie's nicht 
kapieren, dann her mit dem 
Schild: "Wir wollen arbeiten" 
und wir werden ihnen den 
Arsch wieder so heiß machen, 
wie bereits im August, 
(Übrigens eine Umfrage hat 
ergeben, die Manager und 
‘Bullen vom letzten Mal wol- 
len diesmal nicht mehr mit 
dem Schild demonstrieren!) 
2. Stufe: Die Betriebe in 
Arbeiterselbstverwaltung 
und ihr werdet sehen, es 
gibt keine Krisen mehr, 
höchstens noch eine töd- 
liche für die Kapitalisten. 
Lip in Frankreich hat es 
gezeigt! 

PAROLE ALSO: 

ARBEITER WAS TUN? 

DIREKTE AKTION! 


Ein Kölner Fordarbeiter @® 


00 


Dem Kölner Bundestagsabge- 
ordneten Hubert Weber (SPD) 
- im Volksmund nur noch 
"Kies-Weber" genannt- droht 
wegen seiner Machenschaften 
als juristischer Vertreter 
von Kiesgrubenbesitzern im 
Kölner Raum ein Parteiord- 
nungsverfahren. Außerdem 
interessiert sich die 
Staatsanweltschaft für Be- 
stechungen bei der Stadtver- 
waltung in diesem Zusammen 
hang. Aus gut unterrichte- 
ten Kreisen erfuhren wir, 
daß damit nur die Spitze 
eines Eisberges von Korrup- 
tion bei den "Auskiesgeneh- 
migungen" sichtbar wurde, 
Öffentliche Interessen und 
Gelder versickern in "Volks- 
vertreter" — Taschen. Das 
Ziel unseres Systems, die 
Profitmaximierung, setzt 
sich auch im parlamentari- 
schen und bürokratischen 
Raum durch. 


Weber und Konsorten. 

wird schon nichts geschehen, 
Die anderen Parteien haben 
ja auch Drsck am Stecken 
und werden verhindern, daß 
allzuviel herauskomt. 

Und selbst wenn! Selbst 
wenn er verurteilt würde 
von seinen Juristenkollegen, 
wenn er Mandat und Partei- 
ämter verlieren würde; 
selbst dann wäre er ja 
immer noch 3mal besser dran 
als jeder Arbeiter oder 
kleine Angestellte, der 
morgen für morgen brav zur 
Arbeit geht und dann viel- 
leicht heimlich ein 
schlechtes Gewissen hat, 
wenn seine Gewerkschaft 
mehr als 10% fordert. 


ARME: 
*  JUSOS 


Hubert Weber war lange Zeiti 
von den Jusos und den lin- 
ken SPDleen in Köln unter- 
stützt worden. Den Einzug 


. des "progressiven Weber" 


werteten sie als ihren Er- 
folg. 


Arme Jusos. Immer wieder 
gehen sie mit unerschütte 
licher Naivität deran, neus 
progressive, linke Kandida: 
ten aufzustellen. Um dann 
über kurz oder lang festzu. 
stellen, daß diese sich we. 
der neu, noch progressiv 
noch links verhalten. 
Erreicht wird nur, daß den 
verkalkten Strukturen un- 
seres Patlamentarismus jun. 
ge Leute zugeführt werden, 
dis die Erhaltung eben die. 
ser Strukturen erst möglich) 
machen. 


Solange es Herrschaft von 
Menschen über Menschen gibt 
gibt es Herrschende und die 
benehmen sich eben auch wie 
Herrscher. 

Anstatt als Steigbügelhal- 
ter fürıimmer neue Hubert 
Webers zu dienen, sallten 
die Jusos lieber mithelfen, 
eines Tages ohne diese aus: 
zukommen . ® 


m 
ll 
N BN 


lie, 


— 


Tiangene durnım 
der ma 
+ 


zus dvardı die Hinternofstrapen on 
g ee ander 
a anden Hintornofgävten 
| narkt üloey die 
Hintarnöfe 


| 
all 
IRNENNTIGUU) 1 


ul! 


2! A Er Ä 
f { 7 ! Klier een 
MTRRTERTTCGUUN a CE g= A ee 
> le Ba: un Namendes ! IS, 
| a TIE RM nm! 


lea und 
NIGlIE < ie Nievieben unc 
trotzdem hıev’leloen und niew 
nıchi mehr leoen sollen ... 1 


das 


Seit Oktober 2 wird in 
den Studentenwohnheimen des 
Kölnar Studentenwerks 8.V, 


wieder gestreikt. Wie kam 
es dazu? 
Im Juni 72 schlossen die 


Studenten heime 
nech eins Jährigen Miet- 
strei! Kompromißmiat- 
vertrag’ mit vem Studenten- 
werk. 

Teil. des Verer 

Land NAW izite 
im Wohnhel ie 


Miete darf nur dann erhöht 
werden, wenn das Stipendium 


erhöht worden ist. 
Aber: Weder das Land noch 
üdentenwerk hielten 


sich an die Zusage. 

Das Land weigerte sich, 
terhin den Kapltaldienst 
en für während des 
aufgenommene Kredite) 
die Verwaltungskoster 
übernehmen, Das machte 
sammen 11,- DM, die uns 


wei- 


ais Mieterhöhung zu 


M NAMEN V 
DER STADT 


Die Bewohner der S 
wohnheime traten d 
in den zweiten Miet 
Um den Steik mögli 
schnell wieder zu bre 


erpresste das Land v 

den‘ rk. Zahlung ebefanle 
Das Land snerrte oie Zat 
lung von Subventionen für 


das KSW und erst bs- 
reit, die belder zu bewil- 
Ligen, ‚äls! das-x5W Zahlungs- 


befehle verschickte, um 
ie Mieten einzutreiben. 


wir legten Widerspruch ein 
und streikten unbeirrt 
weiter, 

Schon balti, genauer zum 1. 
Mai 73 erfolgte die näch- 
ste Mieterhöhung.. 

Wir streikten waiter! 

Am 6.58.73 wurde der erste 
Prozeß über einen Wider- 
spruch entschieden, Wir 
hatten verloren. 

Mir streikten weiter! 


ZAHLUNGS 
BEFEHLE 


Im otenbar 73 verlangte 
das Land NAW erneut die 
Verachickung von Zahlungs- 
bafehlen, Das KSW zöügerte 
dies sin wenig hinaus. Was 
tat das Land? Es wurde bru= 
tal. Es sperrte knallhart 
die Gelder, die für die be- 
zahlung der Arbeiter und 
Angestellten des Kölner 
Studentenwerks benötigt wur- 
den. 

Der Vorstand des KSW sah 
sich daraufhin gezwungen, 
die Bedingungen des Landes 
anzusrkennen und weitere 
Zahlungsbefehle zu ver- 
schicken! 

Gegen die Zahlungsbafehle 
werden weiterhin Widersprü- 
che eingelegt, obwohl ein 


Nechtsstreit den Studenten 
erhebliche Kosten bringen 
kann, wenn die Prozesse ver- 


loren gehen sollten. 
In diesem Fall würden wir 
von weiteren Rechtsmaßnah- 


Mietstreik in den Kölner 
Studentenwohnheimen! 
1649 Studenten von Zaauehen 


befehlen bedroht! 


men bedroht: 
Auf einen verlorenen Pror 
zeß folgt die Zwangsein- 


treibung der Schulden, da 
rauf die Aäumungsklage und 
zu guter letzt die Zwangs- 
räumung mit allen zur Ver- 
ung stehenden Mitteln. 


WIR STREKEN 
WEITER | 


Darauf müssen wir uns ei | 


richten, das müssen wir Fi 
verhindern! Deshalb strei- 
ken wir weiter! Wir ändern 
nur dis Art unseres Streir 
kes, indem wir uns nicht 
mehr nur auf juristischer 
Ebene mit den zuständigen 
Stellen auseinandersstzen, 
sondern gegan die Verant- 
wortlichen, und das sind sr 
Politiker im Landtag, po- 
litisch vorgehen, 

wir versuchen, die Örfent- 
lichkeit über unsere Pro- 
bleme zu informieren, wir 
rufen die Studenten auf, 
zur Verwirklichung ihrer 
Interessen die Verantwort- 
lichen zur Rechenschaft zu 
ziehen, 

wir müssen unsere Aktionen 
als einen Kampf bezeichnen, ' 
da wir gezwungen werden, So 
für unsere Existenx zu käm- 
pfen. Die Verfassung der 


Bundesrepublik Deutschland 
sichert dem Einzelnen das 


Hecht auf freie Entfaltung 4% 
seiner Persönlickeit zu. 22 
Dazu gehört auch das Recht 
auf bestmöglichste Ausbil- 


a 


ung, das Recht auf Wohnen 


und das Recht auf Leben. 
Wenn solche Grundsätze urch 
Staatsapparate und Interes- 
senklüngel der Herrschenden 
gefährdet wird, ist ein kon- 
sequenter Abwehrkampf nat- 
wendig und berechtigt, ist 
er nur Verteidigung auf ei- 
nen brutalen Angriff- 
Unsere Strategie ist daher, 
die Studenten zu aktivieren, 
sich nicht in ihrem Streik 
einschüchtern zu lassen. 


NEUE TAKTIK 


wir müssen weiterstreiken! 
Dazu brauchen wir Rückhalt 
bei der Bevölkerung, dazu 
müssen wir die werktätigs 
Öffentlichkeit laufend über 
Zwangsmaßnahmen informieren. 
Deshalb er-richten wir 
wöchentlich in der Stadt 
Informationsstände. 

wir glauben, daß es sich 
selbst dis Herrschenden 
leisten können, auf dem 
Alicken von Minderheiten ih- 
re Politik zu betreiben, 
wenn ihnen klargemacht wird, 
daß die betroffene Minder- 
heit sich in ihrem Kampf mit 
der werktätigen Bevölkerung 
verbindet und gemeinsam ge- 
gen soziale Mißstände und 
Unterdrückung von Interessen 
gekämpft wird, 

Wir fordern von den Herr- 
schenden, uns das zu geben, 
was wir brauchen und uns 


zusteht- up 7 


Wag mit dem Kastendek- 


kungsprinzip 

Weg mit unsozialen Miete 
Weg mit Zwangsmaßnahmen 
Weg mit; den Sparmaßnah- 
men auf dem Rücken der 
Bevölkerung. 


INDUSTRIE 


IUIL BÜRBERIIETIATRUEN 


um 


Ein klares Licht auf die 
Tatik, die die Industrie 
gegenüber Bürgerinitia- 
tiven einnimmt, zeit der 
Ausspruch von Staatssrkre- 
tär Hartkopf vom Innenmini- 
sterium auf einer sogenannten 
"Umwaltschutztagung", zu der 
charakteristischerweise fast 
nur Vertreter der Industrie 
geladen waren, 

Auszug aus "Der Spiegel" 
48/73 


„Hält die In- 
dustrie es nicht für denkbar”, so fragte 
der höchste Umweltbeamte, daß sie 
„nicht erst die Gründung einer Bürger 
initiative. die notgedrungen eine Anti 
stellung haben muß, abwartet, sondern 
zu einem schr frühen Zeitpunkt, ‚viel 
leicht sogar mit einer Bürgerinitiative, 
die sie selbst trägt, zu einer gegenseiti 
aen Abstimmung und Verständigung 
kommt?" 


Auch die Kölner Bürgerini- 
tiativen sollten auf der Hut 
sein. Da man sie nicht offen 
bekämpfen kann, weil sie zum 
Teil zu stark und populär 
geworden sind, versucht die 
Industrie und auch die staat 
liche Verwaltung auf andere 
Art und Weise, nämlich durch 
die Umarmungstatik, einen 
echten Widerstand gegen ihre 
Interessen zu verhindern. 


Da tauchen dann freundliche 
Herren auf, sagen sehr oft 
wie gut sie die Bürgerini- 
tiativen finden, bieten ihre 
fachliche und qualifizierte 
Mitarbeit an und führen die 
betroffenen Anwohner ge- 
schickt hinters Licht: Sie 
erfahren von schrecklichen 
Aussichten, wenn die In- 
dustrie ihre neuesten Pläne 


durchsetzt. Dann muB verhan- 
delt werden. Die Experten 
setzen sich ein. Schließlic 
zeigt sich die Industrie 
gutwillig. Sie gibt schein- 
bar nach und baut nur einen 
Teil der gefürchteten Anla= | 
gen und die nur mit starken | 
Vorsichtsmaßnahmen, 50 mei- 
nen die Bürger, noch einmal 
mit einem blauen Auge davı 
gekommen zu sein. In Wirk- 
lichkeit hat uie Industrie 
genau die Pläne durchge- 
setzt, die sie von vorne- 
herein hatte. Alles andere 
waren taktische Tricks, um 
die Anwohner zu übertälpeln.! 
Die Bürgerinitiativen werden, 
mit Scheinaktivitäten be- 
schäftigt, die "Experten"ha- 
ben dis Sache in der Hand, 
der Bürger ist der. Dumme, 
So kann es passieren, daß 
die Bürgerinitiativen zu 
Hilfsorganen der Industris 
werden. 

Wir sollten das zu verhin- 
dern wissen! ® 
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